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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 AL 206/00
Datum 04.09.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 337/00
Datum 17.04.2003

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom
04.09.2000 in Ziffer II aufgehoben, soweit die festgesetzten Mutwillenskosten 400,-
DM Ã¼bersteigen. Im Ã�brigen wird die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des 2. Rechtszuges sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Aufhebung der Bewilligung von Arbeitslosenhilfe.

Die 1956 gbeborene KlÃ¤gerin, gelernte Hauswirtschafterin, war letztmals vom
09.02.1987 bis 24.07.1987 als Kabelwerkerin abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Seit
17.09.1987 bezog sie Arbeitslosenhilfe. Am 19.06.1992 erwarb sie aufgrund eines
vorangegangenen Krankengeldbezuges einen Anspruch auf Arbeitslosengeld. Seit
17.02.1993 bezog sie Anschluss-Arbeitslosenhilfe.

Die KlÃ¤gerin leidet an WirbelsÃ¤ulen- und Kniebeschwerden mit
zwischenzeitlichem Verdacht auf MS. Der Arbeitsamtsarzt Dr.F. hielt die KlÃ¤gerin in
einem Gutachten vom 20.03.1991 fÃ¼r noch fÃ¤hig, vollschichtig leichte
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TÃ¤tigkeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung ohne stÃ¤ndiges Gehen und Stehen zu
verrichten.

Der Ehemann der KlÃ¤gerin, beim Arbeitsamt in N. in Vollzeit beschÃ¤ftigt, betreibt
eine Nebenerwerbslandwirtschaft von knapp 10 ha, davon etwa ein Drittel Wiese,
zwei Drittel Getreide, das ausschlieÃ�lich zu FÃ¼tterungszwecken angebaut wird.
Schwerpunkt der landwirtschaftlichen TÃ¤tigkeit ist die Aufzucht von Mastbullen.
Einige KÃ¼he werden jeweils zur Nachzucht und Versorgung von KÃ¤lbern
gehalten. Der Milchverkauf wurde aufgegeben. Daneben werden auf dem Hof
Schweine, Stallhasen und HÃ¼hner gehalten.

Mit auf dem Hof leben 1978, 1980, 1983 und 1985 geborene Kinder des Ehepaars
sowie die 1915 geborene Schwiegermutter der KlÃ¤gerin.

Der Alhi-Bewilligungsabschnitt erstreckte sich jeweils vom 19.06. eines Jahres bis
zum 18.06. des Folgejahres.

Die KlÃ¤gerin stellte sich anlÃ¤Ã�lich ihrer FortzahlungsantrÃ¤ge stets fÃ¼r eine
VollzeitbeschÃ¤ftigung zur VerfÃ¼gung und verneinte eine NebenbeschÃ¤ftigung
wie auch eine Mithilfe im Familienbetrieb.

Mit Bescheid vom 20.06.1986 bewilligte das Arbeitsamt der KlÃ¤gerin die
Arbeitslosenhilfe fÃ¼r den 19.06.1996 bis 18.06. 1997.

Erstmals am 08.04.1997 erklÃ¤rte die KlÃ¤gerin anlÃ¤sslich einer persÃ¶nlichen
Vorsprache: Ihr Ehemann betreibe im Nebenverdienst eine Metzgerei, er schlachte
fÃ¼nf Bullen jÃ¤hrlich. Beim Verkauf helfe sie, was sie jeweils fÃ¼nf Stunden in
Anspruch nehme, so dass sie insgesamt im Jahr 25 Stunden in der Landwirtschaft
und Metzgerei des Ehemanns beschÃ¤ftigt sei.

Daraufhin wurde der KlÃ¤gerin auf ihren Fortzahlungsantrag vom 17.06.1997 hin
mit Bescheid vom 25.06.1997 auch fÃ¼r den Bewilligungsabschnitt ab 19.06.1997
Arbeitslosenhilfe bewilligt.

Am 08.07.1997 erklÃ¤rte die KlÃ¤gerin: Sie wende fÃ¼r die TÃ¤tigkeit in der
Landwirtschaft ihres Ehemanns hÃ¶chstens zwÃ¶lf bis 13 Stunden wÃ¶chentlich
auf. Dies habe sie auch vor ihrer Arbeitslosigkeit getan. Sie kÃ¶nne also jederzeit
weiterhin eine VollzeitbeschÃ¤ftigung aufnehmen.

Das Arbeitsamt nahm daraufhin Ermittlungen zum Umfang der TÃ¤tigkeit der
KlÃ¤gerin auf.

Eine Nachfrage bei der Stadt Velburg ergab, dass die KlÃ¤gerin dort am 24.01.1997
den "Verkauf von landwirtschaftlichen Produkten" als Gewerbe auf ihren Ehemann
angemeldet hatte.

Nachfolgend zog das Arbeitsamt einen Artikel der Mittelbayerischen Zeitung vom
26.06.1997 bei. Titel:"Die BÃ¤uerin R. B. avancierte zur Unternehmerin".
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Untertitel:"VielfÃ¤ltige Selbstvermarktung â�� Wurst, GemÃ¼se und Kuchen, Party-
Service und Bewirtung auf dem Bauernhof. Am Wochenende schlachtet und wurstet
Gatte P â�¦ Vier Kinder helfen in der KÃ¼che, um bis zu 30 GÃ¤ste zu bewirten".

Im Einzelnen heiÃ�t es: "Sie betreibt mit ihrem Mann P. eine
Nebenerwerbslandwirtschaft, und Nebenerwerb bedeutet, dass fast die ganze Arbeit
eines Bauernhofes der BÃ¤uerin zufÃ¤llt. 25 StÃ¼ck GroÃ�vieh â�� KÃ¤lber,
KÃ¼he, Bullen â�� Schweine und 40 Stallhasen wollen tÃ¤glich versorgt sein. Dazu
kommt die Feldarbeit, derzeit ist sie fast tÃ¤glich mit der Heuernte beschÃ¤ftigt.
Das Milchkontingent hat man lÃ¤ngst abgegeben, denn es brachte nur eine Menge
Arbeit und kaum Verdienst. Einige KÃ¼he hÃ¤lt man nur zur Nachzucht und um
Milch fÃ¼r die KÃ¤lber zu haben."

Die KlÃ¤gerin sei gelernte Hauswirtschafterin mit jahrelanger Erfahrung, der
Ehemann habe einst das Metzgerhandwerk erlernt. So sei man auf den Gedanken
der Selbstvermarktung gekommen.

"Am Wochenende schlachtet und wurstet P â�¦ Fleisch und Wurst â�� man hat in
einen groÃ�en KÃ¼hlraum und eine kleine Ladentheke investiert â�� werden auf
Abruf verkauft. Dazu kommen Eier, im Sommer Salat und GemÃ¼se aus dem
Garten, im Herbst und Winter Kartoffeln.

Sie kommt auf die Idee, warum den Hofverkauf nicht noch intensivieren ? Also
bietet sie bereits fertig zubereitetes Essen ab Hof an: Potentielle GÃ¤ste â�¦
kÃ¶nnen gemÃ¼tlich in der KÃ¼che sitzen, im Wohnzimmer oder im extra
angebauten Wintergarten.

Dazu lieÃ� sich R. B. einen durchgÃ¤ngigen "Party-Service" einfallen. Kalter Braten,
BauernwÃ¼rste, Pressack, Hausmacher- Kartoffelsalat, FeinwÃ¼rze und KÃ¤se
richtet sie auf gefÃ¤lligen Platten an und liefert sie frei Haus. FÃ¼r Familienfeste
kocht sie auch komplette Gerichte, vom Gulasch bis zum Schweinebraten, vom
Rinderfilet bis zum Cordon bleu, vom Steak bis zum Schnitzel und natÃ¼rlich mit
sÃ¤mtlichen Beilagen.

Wenn Vereine einen Platz suchen, um nach einer eventuellen Wanderung oder auch
nur zu Besuch ein Hoffest am plÃ¤tschernden Brunnen zu machen, R. B. macht
gerne die Gastgeberin. DreiÃ�ig Personen kann sie locker verkÃ¶stigen, denn die
vier Kinder zwischen 12 und 19 Jahren helfen gern der Mama â�¦"

Die KlÃ¤gerin schrieb dem Arbeitsamt hierzu:"Es handele sich um einen
Werbeartikel in der Zeitung, wovon nicht einmal die HÃ¤lfte stimme. Es kÃ¤men
keine Kunden auf das abgelegene Dorf hinaus, vielmehr mÃ¼sse sie selbst erst
Leute anrufen und fragen, ob sie Fleisch brÃ¤uchten, was ein BettelgeschÃ¤ft sei.
Sie hÃ¤tten das "Einkaufen am Bauernhof" bereits einmal an- und dann mangels
Nachfrage wieder abgemeldet. Im Gewerbeaufsichtsamt habe man ihr geraten,
mehr Werbung zu machen. Daraufhin habe sie am 24.01.1997 das Gewerbe wieder
angemeldet. Nunmehr sei die Presse vorbeigekommen und habe auch Aufnahmen
gemacht und alles Ã¼bertrieben. Es sei jedoch in jedem Dorf mittlerweile ein
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Direktvermarkter. Die Presse mache daraus Schlagerartikel, ohne dass tatsÃ¤chlich
etwas dahinter sei.

Daraufhin schaltete das Arbeitsamt die hauseigene AuÃ�enermittlung ein. Der
Ermittler D. berichtet vom 07.08.1997: Er habe mit Frau M. vom Gewerbeamt der
Stadt Velburg gesprochen. Angemeldet sei ein Verkauf von landwirtschaftlichen
Produkten, kein Partyservice. Frau M. habe gesagt, dass die LeistungsempfÃ¤ngerin
bei einer Geburtstagsfeier Grillschinken geliefert habe.

Desweiteren habe er bei der LeistungsempfÃ¤ngerin vorgesprochen. Diese habe
angegeben: Zu dem Betrieb gehÃ¶rten 4 Schweine, 23 Hasen, 6 HÃ¼hner, 22
Rinder; es sei kein Land verpachtet, da alles als Futter fÃ¼r die Tiere benÃ¶tigt
werde. Holz werde nicht verkauft. Die Arbeit verrichte der Ehemann sowie die
Kinder (SÃ¶hne: 20 Jahre berufstÃ¤tig, 17 Jahre berufstÃ¤tig, 14 Jahre SchÃ¼ler,
MÃ¤dchen: 12 Jahre). Der Ehemann sei Metzger und schlachte selbst. Sie habe
keinen Party-Service. Ihr tÃ¤glicher Zeitaufwand betrage eine halbe Stunde.

Das Anwesen sei eingehend besichtigt worden. Es sei ein groÃ�er KÃ¼hl- und
Thekenraum vorhanden. Es lÃ¤gen Preislisten fÃ¼r diverse Wurst- und
Fleischsorten auf, auÃ�erdem wÃ¼rden Apfelsaft, Eier, Kartoffeln, Butter, Paprika,
Marmelade verkauft. Auch WerbebroschÃ¼ren fÃ¼r einen Party-Service seien
vorhanden. Des Weiteren ein Schild mit Ã�ffnungszeiten: Donnerstag und Freitag
13.oo bis 20.oo Uhr, Samstag 9.oo bis 15.oo Uhr.

Auch arbeite die LeistungsempfÃ¤ngerin mit der GaststÃ¤tte E. in D. zusammen.
Ausrichten diverser Feiern. Dem Augenschein bzw. den tatsÃ¤chlichen
Gegebenheiten nach sei von einer VollzeitbeschÃ¤ftigung auszugehen.

Mit Bescheid vom 21.08.1997 hob das Arbeitsamt die Bewilligung der
Arbeitslosenhilfe mit Wirkung ab 24.01.1997 auf. Die KlÃ¤gerin sei ab diesem
Zeitpunkt nicht mehr arbeitslos gewesen. Sie habe mehrere kurzzeitige
TÃ¤tigkeiten ausgeÃ¼bt, die zusammen die Grenze der Kurzzeitigkeit â�� weniger
als 18 Stunden wÃ¶chentlich â�� Ã¼berschritten hÃ¤tten. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne
keinen Vertrauenschutz beanspruchen, da sie habe erkennen kÃ¶nnen, dass ihr die
Leistungen nicht zugestanden hÃ¤tten.

Die KlÃ¤gerin erhob Widerspruch: Die Kurzzeitigkeitsgrenze werde durch ihre
TÃ¤tigkeit nicht Ã¼berschritten. FÃ¼r den Stalldienst benÃ¶tige sie tÃ¤glich eine
halbe Stunde. Hasen und Schweine wÃ¼rden von den Kindern und der
Schwiegermutter versorgt. Im Ã�brigen verweise sie auf ihre bisherigen
AusfÃ¼hrungen.

Das Arbeitsamt wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 13.11.1997
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Es verwies auf die ab 24.01.1997 gewerblich
angemeldete TÃ¤tigkeit des Verkaufs von landwirtschaftlichen Produkten und die
hierzu angestellten Ermittlungen. Vertrauensschutz kÃ¶nne die KlÃ¤gerin auch
deswegen nicht beanspruchen, da sie ihre Mitteilungspflichten verletzt habe.
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Die KlÃ¤gerin erhob hiergegen Klage zum Sozialgericht (SG) Regensburg (S 13 Al
575/97).

Sie lieÃ� vortragen: Sie verrichte keine wÃ¶chentliche TÃ¤tigkeit im Umfang von 18
Stunden. Wohl treffe zu, dass sie und ihr Ehemann eine
Nebenerwerbslandwirtschaft betrieben. In der Landwirtschaft verrichte sie eine
halbe Stunde am Tag Stalldienst. Mehr kÃ¶nne sie aufgrund ihrer kÃ¶rperlichen
EinschrÃ¤nkungen in der Landwirtschaft nicht tun. Sie habe einen
WirbelsÃ¤ulenschaden, der mit einer MdE von 40 v.H. bewertet sei.

Was die Direktvermarktung betreffe, so habe sie bereits darauf hingewiesen, dass
der Bericht der Mittelbayerischen Zeitung maÃ�los Ã¼bertrieben sei. Er sei zu
Werbezwecken von einem Bekannten verfasst worden, tatsÃ¤chlich werde etwa
sechsmal im Jahr auf dem Hof geschlachtet, und man versuche dann, die
landwirtschaftlichen Produkte direkt zu vermarkten. Dabei kÃ¤men die Kunden
nicht von selbst, vielmehr mÃ¼ssten die potentiellen Kunden jeweils zunÃ¤chst
angerufen werden.

Der Laden sei donnerstags und freitags von 13.oo bis 18.oo Uhr und samstags von
9.oo bis 15.oo Uhr geÃ¶ffnet. An den Freitagen und Samstagen werde der Laden
vom Ehemann gefÃ¼hrt. Donnerstag nachmittags arbeite sie fÃ¼r etwa 5 Stunden
im Laden. Mit der Stallarbeit ergebe dies etwa 7 Stunden wÃ¶chentlicher Arbeit.
Rechne man noch einige Stunden hinzu, die jeweils zusÃ¤tzlich bei Schlachtungen
anfielen, so erreiche sie maximal eine durchschnittliche wÃ¶chentliche Arbeitszeit
von 12 bis 13 Stunden.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens ordnete das Arbeitsamt mit Bescheid vom
27.03.1998 die Erstattung von DM 7.229,56 an. Die KlÃ¤gerin habe seit 24.01.1997
bis zur Einstellung der Leistungen am 24.08.1997 noch DM 5.022,60 an
Arbeitslosenhilfe erhalten. Dazu seien BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung in HÃ¶he von DM 2.269,96 fÃ¼r sie abgefÃ¼hrt worden. Der
Bescheid werde Gegenstand des laufenden Klageverfahrens.

Das SG zog die Reha-Akten der LVA Niederbayern-Oberpfalz und der
Landwirtschaftlichen Alterskasse bei.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 19.01.1999 wies der Kammervorsitzende laut
Sitzungsniederschrift auf Folgendes hin: Nach den vorliegenden Akten ergebe sich
â�� unbeschadet der Mithilfe der KlÃ¤gerin bei der Direktvermarktung â�� bereits
eine Ã¼ber kurzzeitige TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin bei der Mithilfe in der
Landwirtschaft. Dies folge schon allein daraus, dass die Landwirtschaftliche
Alterkasse der KlÃ¤gerin im Anschluss an eine ambulant durchgefÃ¼hrte
Arthroskopie des rechten Kniegelenks im Februar 1996 fÃ¼r vier Wochen eine
landwirtschaftliche Betriebshilfe im Umfang von 24 Wochenstunden gewÃ¤hrt habe,
wobei die KlÃ¤gerin diese 24 Stunden selbst nicht als ausreichend betrachtet habe,
dies in einem Wintermonat. Lediglich ergÃ¤nzend sei darauf hinzuweisen, dass die
KlÃ¤gerin anlÃ¤Ã�lich eines Aufenthalts in der Reha-Klinik Bad F. vom 08.02.1995
bis 08.03.1995 angegeben habe, dass sie in Landwirtschaft und Haushalt tÃ¤glich
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12 bis 13 Stunden arbeite. Die Klage erscheine demnach als aussichtslos.

Daraufhin nahm die ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin im Einvernehmen mit
dieser die Klage zurÃ¼ck.

Auf eine Anfechtung der KlagerÃ¼cknahme mit Antrag auf Fortsetzung des
Verfahrens (nunmehr S 13 AL 119/99) hin stellte das SG mit Gerichtsbescheid vom
18.06.1999 fest, dass der Rechtsstreit durch KlagerÃ¼cknahme in der Hauptsache
erledigt sei. Die dagegen unter dem Aktenzeichen L 9 Al 215/99 eingelegte
Berufung zum Bayerischen Landessozialgericht nahm die KlÃ¤gerin durch ihren
ProzessbevollmÃ¤chtigten am 29.11. 1999 zurÃ¼ck.

Bereits am 02.09.1999 hatte die KlÃ¤gerin unter Bezugnahme auf die
vorangehenden SG-Verfahren einen "Ã�berprÃ¼fungsantrag" gestellt. Mit
Schreiben vom 03.12.1999 stellte der VerfahrensbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin
einen ausdrÃ¼cklichen Zugunstenantrag. Der bestandskrÃ¤ftig gewordene
Bescheid vom 21.08.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.11.1997
sei nach Â§ 44 SGB X aufzuheben. Mit dem Bescheid vom 21.08.1997 sei die
Bewilligung von Arbeitlosenhife unter Zugrundelegung eines Sachverhalts
zurÃ¼ckgenommen worden, der nicht vorgelegen habe. Die TÃ¤tigkeit der
KlÃ¤gerin habe tatsÃ¤chlich die Grenze der Kurzzeitigkeit nicht Ã¼berschritten.

Dem war die Niederschrift einer polizeilichen Zeugeneinvernahme der SchwÃ¤gerin
der KlÃ¤gerin E. vom 05.08.1999 beigelegt. Sie sei Mitglied des Maschinenringes N.
und des Betriebhilferinges. Sie habe sowohl im FrÃ¼hjahr als auch im Herbst 1996
fÃ¼r jeweils etwa vier Wochen als Betriebs- bzw. Haushaltshilfe bei der KlÃ¤gerin
gearbeitet. Es seien vier Stunden pro Tag genehmigt gewesen. Sie habe in dieser
Zeit jeweils sÃ¤mtliche Hausarbeiten erledigt, keine landwirtschaftlichen Arbeiten.
Diese seien vom Ehemann und den Kindern erledigt worden. Von einer
Direktvermarktung bereits 1996 sei ihr nichts bekannt.

Beigelegt war des Weiterin die Niederschrift einer polizeilichen Zeugeneinvernahme
einer Frau G. vom 02.08.1999. Sie sei Mitglied des Maschinenringes N â�¦ Als die
KlÃ¤gerin im FrÃ¼hjahr 1992 auf Kur gewesen sei, sei sie vier bis fÃ¼nf Wochen als
Ersatzkraft eingesetzt gewesen. Pro Tag habe sie etwa eine Stunde Stallarbeit
verrichtet. Im Ã�brigen habe sie Hausarbeiten erledigt und die Kinder betreut. Ihre
wÃ¶chentliche Gesamtarbeitszeit habe 45 Stunden betragen, wovon auf
landwirtschaftliche Arbeiten etwa 5 Stunden entfallen seien.

Mit Bescheid vom 03.02.2000 lehnte das Arbeitsamt die Aufhebung des Bescheides
vom 21.08.1997 im Zugunstenwege nach Â§ 44 SGB X ab. Die Ã�berprÃ¼fung habe
ergeben, dass der Bescheid nicht zu beanstanden sei. Weder sei das Recht unrichtig
angewandt worden, noch sei von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden.

Den Widerspruch der KlÃ¤gerin wies das Arbeitsamt mit Widerspruchsbescheid vom
02.05.2000 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die nunmehr vorgelegten Zeugenaussagen
kÃ¶nnten an der seinerzeitigen Beurteilung des Sachverhalts nichts Ã¤ndern. Zm
einen betrÃ¤fen sie jeweils Zeiten vor dem 24.01.1997. Des Weiteren seien nach
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den im vormaligen sozialgerichtlichen Verfahren beigezogenen Akten der
landwirtschaftlichen Alterskasse Betriebs- bzw. Haushaltshilfen ausdrÃ¼cklich fÃ¼r
einen landwirtschaftlichen Betrieb genehmigt worden. Die genehmigte Stundenzahl
habe sich dabei ausdrÃ¼cklich an der Struktur und GrÃ¶Ã�e des Betriebes
orientiert.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin wiederum Klage zum Sozialgericht (SG) Regensburg
erhoben.

Sie lieÃ� vortragen: Der Bescheid vom 21.08.1997 sei rechtswidrig. Sie habe nicht
Ã¼ber kurzzeitig gearbeitet. Die tÃ¤gliche Stallarbeit habe sie nur etwa 30 Minuten
in Anspruch genommen. Die Direktvermarktung sei nur ein Versuch des Ehemanns
gewesen, der auch die meisten Arbeiten erledigt habe. Sie habe ihm nur
stundenweise dabei geholfen. Die Angaben der Zeuginnen E. und G. betrÃ¤fen zwar
einen Zeitraum vor 1997, GrÃ¶Ã�e und Struktur des Betriebes seien aber im
Wesentlichen unverÃ¤ndert geblieben.

Die KlÃ¤gerin legte ein an sie gerichtetes Schreiben des Bayerischen
Bauernverbandes, GeschÃ¤ftsstelle N. , vom 22.05.2000 vor, wo sie seinerzeit am
18.03.1996 ihren Antrag auf GewÃ¤hrung von Betriebs- oder Haushaltshilfe seitens
der Landwirtschaftlichen Alterskasse fÃ¼r die Zeit ab 28.02.1996 vorgelegt hatte.
Es werde bestÃ¤tigt, dass die KlÃ¤gerin in ihrem Antrag Ã¼berwiegend Arbeiten
fÃ¼r den Haushalt ausgefÃ¼hrt habe und diese nach ihren Angaben auch durch die
EinsatzkrÃ¤fte verrichtet worden seien.

Das SG vernahm in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 04.09.2000 den Ehemann
der KlÃ¤gerin P. uneidlich.

P. gab an: Die KlÃ¤gerin habe in der Zeit ab dem 24. 01.1997 nicht Ã¼ber
kurzzeitig in seinem landwirtschaftlichen Unternehmen und im Bereich der
Direktvermarktung mitgearbeitet. Die richterlichen AusfÃ¼hrungen im vormaligen
Rechtsstreit S 13 Al 575/97 seien insofern unzutreffend, als darin nicht zwischen der
Mithilfe im landwirtschaftlichen Bereich und der Mithilfe im Haushalt unterschieden
werde.

Die KlÃ¤gerin beantragte, die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 03.02.
2000 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.05. 2000 zu verurteilen, den
Bescheid vom 21.08.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.11.1997
aufzuheben.

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 04.09.2000 als unbegrÃ¼ndet abgewiesen und
der KlÃ¤gerin Mutwillenskosten in HÃ¶he von DM 800,00 auferlegt. Die von der
KlÃ¤gerin nunmehr vorgelegten Zeugenaussagen beinhalteten keinerlei Angaben
Ã¼ber das Jahr 1997. Die KlÃ¤gerin habe in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
SG am 19.01.1999 im Verfahren S 13 Al 575/97 ihre Klage aus guten GrÃ¼nden
zurÃ¼ckgezogen. MaÃ�geblich hierfÃ¼r sei gewesen, dass die KlÃ¤gerin alternativ
nur entweder die Landwirtschaftliche Alterskasse oder aber die Beklagte
unzutreffend Ã¼ber die tatsÃ¤chlichen Gegebenheiten informiert habe. Es sei der
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KlÃ¤gerin bereits im seinerzeitigen Verfahren unmissverstÃ¤ndlich dargelegt
worden, dass die Aufhebung der Bewilligung von Arbeitslosenhilfe ab 24.01.1997
nicht zu beanstanden sei. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne nicht noch einmal gerichtlichen
Rechtsschutz in Anspruch nehmen, ohne eine Kostenbelastung zu erleiden.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin Berufung eingelegt und vorgetragen, dass das SG ihr
Vorbringen, insbesondere unter BerÃ¼cksichtigung der vorgelegten Beweismittel
und durchgefÃ¼hrten Beweiserhebungen durchweg nicht gewÃ¼rdigt habe.

ErgÃ¤nzend hat sie erklÃ¤rt, dass ihr Ehemann freitags in der Regel gegen 13.15
oder 13.30 Uhr von der Arbeit zurÃ¼ckgekommen sei. Den Traktor fahre sie
beispielsweise dann, wenn sie frisches GrÃ¼nfutter fÃ¼r die Hasen von den
eigenen Wiesen hole. Es kÃ¶nne auch vorkommen, dass sie etwa Steine vom Feld
hole, und wegtransportiere. Sonstige Feldarbeiten wÃ¼rden von ihr nicht
ausgefÃ¼hrt; dies erledige alles ihr Ehemann.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des SG vom
04.09.2000 und des Bescheides des Arbeitsamts Regensburg vom 03.02.2000 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.05.2000 zu verurteilen, den Bescheid
vom 21.08.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.11.1997
aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Das Vorbringen der KlÃ¤gerin bezÃ¼glich der landwirtschaftlichen Mithilfe sei nicht
schlÃ¼ssig. Auch hÃ¤tten sich die VerhÃ¤ltnisse im Jahre 1997 insoweit erheblich
geÃ¤ndert, als die KlÃ¤gerin nunmehr zusÃ¤tzlich im Bereich der
Direktvermarktung tÃ¤tig geworden sei.

Der Senat hat die diesem Verfahren vorausgehenden Akten des SG Regensburg
beigezogen, des Weiteren die Akten des vormals unter dem Az.: S 13 Al 575/97 (S
13 AL 119/99) vor dem SG Regensburg durchgefÃ¼hrten Verfahrens einschlieÃ�lich
der nachfolgenden Akten des Bayerischen LSG (L 9 Al 215/99), des Weiteren die
Akten der Beklagten (Leistungsakten, BF-Akten, Beratungsvermerke,
arbeitsamtsÃ¤rztliche Unterlagen), die Bf.Akten und das Gutachtensheft der LVA
Niederbayern-Oberpfalz, die seit 1995 gefÃ¼hrten Akten Akten der
Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Niederbayern Oberpfalz, die Akten des
SG Regensburg in der Unfallstreitsache S 10 U 5029/97 und die Akten der
Staatsanwaltschaft NÃ¼rnberg-FÃ¼rth, Az.: 8 Ns 203 Js 8653/99. Das Amtsgericht
N. hat die KlÃ¤gerin nach AnhÃ¶rung ihrer selbst und uneidlicher
Zeugeneinvernahme des Ehemanns und des AuÃ�enermittlers des Arbeitsamts D.
mit Urteil vom 24.05.2000 wegen Betrugs zu einer Geldstrafe von 120
TagessÃ¤tzen zu je 30,- DM verurteilt. Nach Berufung der KlÃ¤gerin hat die 8.
Strafkammer des Landgerichts NÃ¼rnberg-FÃ¼rth am 18.09.2001 mit Zustimmung
der Staatsanwaltschaft sowie der Angeklagten und des Verteidigers das Verfahren
gemÃ¤Ã� Â§ 153 a der Strafprozessordnung vorlÃ¤ufig eingestellt und der
Angeklagten (hiesigen KlÃ¤gerin) die Auflage erteilt, DM 1.200,- an die
Arbeiterwohlfahrt zu Ã¼berweisen und 120 Stunden gemeinnÃ¼tziger Arbeit zu
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verrichten. Auf den Inhalt der staatsanwaltschaftlichen Akten sowie der sonstigen
Akten wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes im Einzelnen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige, insbesondere statthafte und form- wie fristgerecht eingelegte
Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SG- zu Recht als unbegrÃ¼ndet
abgewiesen.

Streitig ist der negative Zugunstenbescheid der Beklagten vom 03.02.2000 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.05. 2000. Gegenstand der
ZugunstenprÃ¼fung nach Â§ 44 SGB X war die RechtmÃ¤Ã�igkeit des
Aufhebungsbescheides vom 21.08.1997. Der wÃ¤hrend des vorausgegangenen
Klageverfahrens S 13 Al 575/97 erlassene Erstattungsbescheid vom 27.03.1998 ist
nicht Gegenstand des anhÃ¤ngigen Rechtsstreits. Der Bescheid war schon nicht
Gegenstand des vorausgegangenen Klageverfahrens S 13 Al 575/97 geworden, da
er den Aufhebungsbescheid vom 21.08.1997 weder abÃ¤ndert noch ersetzt (Â§ 96
SGG). Die Beteiligten haben den Erstattungsbescheid vom 27.03.1998 auch nicht in
ihre AntrÃ¤ge einbezogen, so dass auch insoweit kein Anlass fÃ¼r den Senat
bestand, sich mit dem Bescheid vom 27.03.1998 zu befassen.

Das SG hat die Klage gegen den negativen Zugunstenbescheid vom 03.02.2000 zu
Recht als unbegrÃ¼ndet abgewiesen, da die Beklagte den Zugunstenantrag der
KlÃ¤gerin vom 02.09.1999 zu Recht abgelehnt hat. Die Beklagte hat bei Erlass des
Aufhebungsbescheides vom 21.08.1997 weder das Recht unrichtig angewandt,
noch ist sie von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen (Â§ 44 Abs.1 Satz 1
SGB X).

MaÃ�geblich dafÃ¼r, ob die KlÃ¤gerin ab 24.01.1997 Arbeitslosenhilfe zu Recht
bezogen hat oder ihr aber ein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe nicht zustand, ist noch
das Recht des AFG.

Anspruch auf Arbeitslosengeld wie auch auf Arbeitslosenhilfe hat nach Â§ 100 Abs.1
(Â§ 134 Abs.4 Satz 1) AFG u.a. nur, wer arbeitslos ist. Arbeitslos ist nach Â§ 101
Abs.1 Satz 1 ein Arbeitnehmer, der vorÃ¼bergehend nicht in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht oder nur eine kurzzeitige BeschÃ¤ftigung
ausÃ¼bt. Der Arbeitnehmer ist jedoch nicht arbeitslos, wenn er 1. eine TÃ¤tigkeit
als mithelfender FamilienanghÃ¶riger oder SelbstÃ¤ndiger ausÃ¼bt, die die Grenze
des Â§ 102 Ã¼berschreitet, oder 2. mehrere kurzzeitige BeschÃ¤ftigungen oder
TÃ¤tigkeiten entsprechenden Umfanges ausÃ¼bt, die zusammen die Grenze des Â§
102 Ã¼berschreiten.

Nach Â§ 102 AFG ist die Kurzzeitigkeitsgrenze Ã¼berschritten, sobald der
Arbeitslose fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung bzw. TÃ¤tigkeit im Sinne des Â§ 101 AFG bzw.
fÃ¼r mehrere BeschÃ¤ftigungen bzw. TÃ¤tigkeiten zusammen wÃ¶chentlich
mindestens 18 Stunden aufwendet, wobei gelegentliche Abweichungen von
geringer Dauer unberÃ¼cksichtigt bleiben.
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Der Senat ist unter WÃ¼rdigung der umfangreichen beigezogenen Aktenunterlagen
zu der sicheren Ã�berzeugung gelangt, dass die KlÃ¤gerin jedenfalls seit
24.01.1997, also dem Zeitpunkt des offiziellen Beginns der Direktvermarktung fÃ¼r
ihre Mithilfe im landwirtschaftlichen Betrieb ihres Ehemanns und bei der
Direktvermarktung der landwirtschaftlichen Produkte des Hofes
zusammengenommen durchschnittlich mindestens 18 Wochenstunden
aufgewendet hat (zur Zugrundelegung eines Durchschnittswertes bei
schwankenden Arbeitszeiten s. BSG vom 15.06.1988 Az.: 7 RAr 12/87 USK 8886).

Nach den eigenen Angaben der KlÃ¤gerin bestand bzw. besteht der
Ã¼berwiegende Teil ihrer TÃ¤tigkeit in der Mitwirkung an der Direktvermarktung.

Diese besteht aus dem handwerklichen Teil, welcher die Schlachtung, Verlegung
und Portionierung, Verwurstung und Lagerung der selbst aufgezogenen Rinder und
Schweine umfasst. Nach den eigenen Angaben der KlÃ¤gerin und ihres Ehemanns
in dem bzw. den sozialgerichtlichen Verfahren und im Strafverfahren muss man
davon ausgehen, dass alle vier, wenn nicht drei Wochen entweder ein Rind oder
Schwein geschlachtet wurde. So hat der Ehemann der KlÃ¤gerin als Zeuge vor dem
Amtsgericht N. am 24.05.2000 angegeben, dass 1997 vier Rinder und 8 Schweine
geschlachtet worden seien. Auch wenn man dies nicht bloÃ� auf die Zeit seit dem
Beginn der Direktvermarktung am 24.01.1997, sondern auf das ganze Jahr 1997
bezieht, ergibt dies eine Schlachtung etwa alle vier Wochen.

Dies scheint von den Angaben der KlÃ¤gerin selbst abzuweichen. So hat diese im
Ausgangsverfahren vor dem SG Regensburg S 13 Al 575/94 (Schriftsatz vom
11.12.1997) vorgetragen, dass "etwa sechsmal" im Jahr auf dem Hof "geschlachtet
werde", so auch in ihrer Aussage vor dem Amtsgericht N. am 24.05.2000. Der
Widerspruch erklÃ¤rt sich dadurch, dass die KlÃ¤gerin dies offensichtlich nur auf die
Schlachtung von Rindern bezieht. Dies geht aus ihrer etwas genaueren Aussage
anlÃ¤Ã�lich der polizeilichen Vernehmung vor der Polizeiinspektion N. am
30.04.1999 hervor:" Zu der Direktvermarktung ist anzugeben, dass wir in unserem
Betrieb nur alle sechs Wochen schlachten. Die Direktvermarktung des Fleisches
erstreckt sich dann Ã¼ber wenige Tage. Nach weiteren drei Wochen wurde dann
immer ein Schwein geschlachtet, das ebenfalls innerhalb weniger Tage direkt
vermarktet wurde. Im Prinzip kann man sagen, dass alle drei Wochen auf unserem
Hof ein Direktverkauf war".

Sowohl in dem bzw. den sozialgerichtlichen Verfahren wie vor dem Amtsgericht N.
hat die KlÃ¤gerin angegeben, dass sie von ihrem Ehemann als Hilfskraft zum
Schlachten hinzugezogen worden sei, wenn dieser auch die im engeren Sinn
fachmÃ¤nnischen TÃ¤tigkeiten verrichtet habe. Dies hat sie auch in einem
Widerspruch vom 06.03.1997 gegenÃ¼ber der landwirtschaftlichen Alterskasse
betont, die die VerlÃ¤ngerung einer Betriebshilfe Ã¼ber Ende MÃ¤rz 1997 hinaus
abgelehnt hatte.

Des Weiteren umfasste die Direktvermarktung der landwirtschaftlichen Produkte
des Hofes deren Vertrieb. Dieser bestand nach dem Vortrag der KlÃ¤gerin in der
Kontaktierung potentieller Kunden anlÃ¤Ã�lich der jeweiligen Schlachttage sowie in
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der Ã�ffnung des dem Hof angeschlossenen Ladens zu konstanten Zeiten jeweils
von Donnerstag bis Samstag. Nach den von den AuÃ�enermittlern des Arbeitsamts
in Augenschein genommenen Preislisten wurden in dem Laden auÃ�er diversen
Wurst- und Fleischsorten noch Apfelsaft, Eier, Kartoffeln, Butter, Paprika und
Marmelade verkauft, so auch der Bericht in der Mittelbayerischen Zeitung vom
26.06. 1997.

Die KlÃ¤gerin selbst hat als konstante Ã�ffnungszeiten angegeben: donnerstags
und freitags von 13.oo bis 18.oo Uhr, samstags von 9.oo bis 15.oo Uhr. Die vom
AuÃ�endienst des Arbeitsamts am 07.08. 1997 in Augenschein genommenen
Ladenschilder gaben Ã�ffnungszeiten von Donnerstag und Freitag 13.oo â�� 20.oo
Uhr und Samstag 9.oo bis 15.oo Uhr an.

Im ursprÃ¼nglichen sozialgerichtlichen Verfahren S 13 Al 575/97 (Schriftsatz vom
11.12.1997) hat die KlÃ¤gerin angegeben, dass sie den Verkauf lediglich am
Donnerstag versehe, wÃ¤hrend dies am Freitag und Samstag von ihrem Ehemann
erledigt werde. Im Zugunstenverfahren einschlieÃ�lich des gerichtlichen Verfahrens
wie auch im Strafverfahren hat sich die KlÃ¤gerin zur Aufteilung der Verkaufszeiten
nicht weiter geÃ¤uÃ�ert, ebenso nicht der Ehemann der KlÃ¤gerin. Vor dem Senat
hat die KlÃ¤gerin noch angegeben, dass ihr Ehemann an den Freitagen in der Regel
gegen 13.15 Uhr oder 13.30 Uhr von seiner Arbeit zurÃ¼ckgekommen sei bzw.
zurÃ¼ckkomme.

Der Senat hÃ¤lt es fÃ¼r absolut unglaubhaft, dass der Ehemann, der in Vollzeit
berufstÃ¤tig war bzw. ist und einen vergleichsweise langen Weg zur ArbeitsstÃ¤tte
und zurÃ¼ck hat sowie auÃ�erdem einen groÃ�en Teil der landwirtschaftlichen
Arbeit verrichtet, einen wesentlichen Teil der VerkaufstÃ¤tigkeiten Ã¼bernommen
hat bzw. Ã¼bernimmt. Vielmehr ist als sicher anzunehmen, dass der
Ã¼berwiegende Teil des Verkaufs, nicht nur am Donnerstag, desgleichen der
Kontaktierung der potentiellen Kunden, von der KlÃ¤gerin versehen wurde bzw.
versehen wird.

Im Ã�brigen hat die KlÃ¤gerin selbst anlÃ¤Ã�lich der etwas einge- henderen
Schilderung ihrer TÃ¤tigkeit im ursprÃ¼nglichen sozialgerichtlichen Verfahren S 13
Al 575/97 (Schriftsatz vom 11.12. 1997) die von ihr durchschnittlich auf die
Direktvermarktung aufgewendete Zeit mit wÃ¶chentlich rund 10 Stunden
angegeben. Donnerstag nachmittags arbeite sie etwa 5 Stunden im Laden. Mit einer
halben Stunde am Tag Stallarbeit ergÃ¤ben sich etwa sieben Stunden
wÃ¶chentlicher Arbeit. Rechne man noch einige Stunden hinzu, die zusÃ¤tzlich bei
Schlachtungen anfielen, so erreiche sie maximal eine durchschnittliche
wÃ¶chentliche Arbeitszeit von 12 bis 13 Stunden. FÃ¼r die Stallarbeit hat die
KlÃ¤gerin selbst demnach in diesen AusfÃ¼hrungen wÃ¶chentlich zwei bis 2 1/2
Stunden angesetzt, so dass sich fÃ¼r die Direktvermarktung rund 10 Stunden
ergÃ¤ben. Dem muss man zumindest den wesentlichen Teil des Verkaufs am
Freitag hinzurechnen. Selbst wenn man in Rechnung stellt, dass es auf einem
Bauernhof einen flieÃ�enden Ã�bergang zwischen Haushalt und betrieblicher
TÃ¤tigkeit, hier der Direktvermarktung gibt, und dass der Bericht in der
Mittelbayerischen Zeitung zu Werbezwecken Ã¼berzogen war ("Party-Service"), so
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wird man mindestens durchschnittlich etwa 14 bis 15 Stunden gewerblicher
TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin in der Direktvermarktung ansetzen mÃ¼ssen.

Dem steht nicht entgegen, dass nach den Akten der BG die Landwirtschaftliche
Berufsgenossenschschaft Niederbayern Oberpfalz den Ehemann der KlÃ¤gerin mit
Bescheid vom 31.05.1999 mit dem Nebenunternehmen "Selbstvermarktung" von
der Beitragspflicht befreit hat, da auf das Nebenunternehmen seit Betriebsbeginn
nur vier Arbeitstage pro Jahr anzusetzen seien. Dies beruht auf dem spezifischen
Berechnungsmodus der Berufsgenossenschaften und auf nicht weiter
nachgeprÃ¼ften Angaben der KlÃ¤gerin anlÃ¤Ã�lich einer Ortsbesichtigung vom
26.05.1999, die bezÃ¼glich des Umfangs der handwerklichen und der
VerkaufstÃ¤tigkeit von den AusfÃ¼hrungen der KlÃ¤gerin und ihres Ehemanns im
sozialgerichtlichen und im Strafverfahren abweichen.

Dazu kommt noch die Mithilfe der KlÃ¤gerin in der Landwirtschaft.

Die Eigenart des Hofes wurde vom Ehemann der KlÃ¤gerin in seiner Zeugenaussage
vor dem Amtsgericht N. nÃ¤her beschrieben. Der Hof habe Schwemmentmistung
und seit 1985 Silage-FÃ¼tterung. Es stÃ¼nden ein kleiner und ein groÃ�er Traktor
zur VerfÃ¼gung, wovon die KlÃ¤gerin nur den kleinen benutze. Die tÃ¤gliche
Stallarbeit wÃ¼rde er selbst in ca. 20 Minuten verrichten.

Die KlÃ¤gerin hat im sozialgerichtlichen Verfahren konstant angegeben, dass sich
ihre landwirtschaftliche TÃ¤tigkeit auf die morgendliche Stallarbeit von etwa einer
halben Stunde an fÃ¼nf Tagen in der Woche beschrÃ¤nke. Ihre Schwiegermutter
besorge das FÃ¼ttern, auch der KÃ¤lber. Sie selbst "schmeiÃ�e das Heu runter,
reche zweimal und miste." Dazu brauche sie nicht lÃ¤nger als 20 bis 30 Minuten.

Dass die im streitigen Zeitraum bereits Ã¼ber 80-jÃ¤hrige Schwiegermutter das
FÃ¼ttern zumindest der Rinder und Schweine Ã¼bernommen hat, hÃ¤lt der Senat
fÃ¼r unglaubhaft. Dies kann allenfalls, wenn Ã¼berhaupt, fÃ¼r das Kleinvieh,
HÃ¼hner und Hasen, angenommen werden, und nur fÃ¼r den FÃ¼tterungsvorgang
als solchen.

Vor dem Senat hat die KlÃ¤gerin noch hinzugefÃ¼gt: Den Traktor fahre sie
beispielsweise dann, wenn sie frisches GrÃ¼nfutter fÃ¼r die Hasen von der eigenen
Wiese hole. Ferner kÃ¶nne es auch sein, dass sie etwa Steine vom Feld hole und
wegtransportiere. Weitere Feldarbeiten wÃ¼rden von ihr nicht ausgefÃ¼hrt.

Der Senat hÃ¤lt die Angaben der KlÃ¤gerin und ihres Ehemannes Ã¼ber den
Umfang der landwirtschaftlichen TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin fÃ¼r deutlich
untertrieben.

Die KlÃ¤gerin stÃ¼tzt sich insbesondere auf die Aussagen ihrer SchwÃ¤gerin E.
sowie der Frau G. anlÃ¤Ã�lich deren polizeilicher Einvernahme vom 02.08.1999,
bzw. 05.08.1999 sowie auf die BegrÃ¼ndung ihrer HilfeantrÃ¤ge gegenÃ¼ber der
Landwirtschaftlichen Alterskasse im FrÃ¼hjahr und Herbst 1996.
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Aus den Akten der LAK (sowie den Unfallstreitakten des SG Regensburg) ergibt sich:
Am 24.01.1996 stÃ¼rzte die KlÃ¤gerin beim Ã�berqueren des Hofes auf das rechte
Knie. Sie hatte anschlieÃ�end Kniebeschwerden. Am 28.02.1996 wurde eine
ambulante Arthroskopie am rechten Knie vorgenommen. AnschlieÃ�end wurde die
KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig geschrieben. Am 01.03.1996 beantragte die KlÃ¤gerin
auf dem amtlich verwendeten Vordruck die "GewÃ¤hrung von Betriebs- oder
Haushaltshilfe" durch die Landwirtschaftliche Alterskasse ab 28.02.1996 im Umfang
von 8 Stunden tÃ¤glich. Die Ersatzkraft werde fÃ¼r "Kinderbetreuung, Haushalt,
Stallarbeit" benÃ¶tigt. Noch vor der Verbescheidung beantragte sie mit Schreiben
vom 04.04.1996 eine VerlÃ¤ngerung Ã¼ber vier Wochen hinaus. Seit dem
28.02.1996 sei eine Ersatzkraft bei ihr. Diese erledige "alle anfallenden Stall- und
Hausarbeiten". Nach Beiziehung der Atteste des behandelnden Chirurgen (Zustand
nach Arthroskopie) erkannte die LAK mit Bescheid vom 02.08.1996 die
Notwendigkeit des Einsatzes einer Ersatzkraft an "und zwar fÃ¼r Betriebshilfe" im
Umfang von vier Stunden tÃ¤glich, Bescheid vom 02.08.1996. Mit Schreiben vom
11.11.1996 machte die KlÃ¤gerin geltend, dass die Ersatzkraft in der Regel 8
Stunden da gewesen sei. Mit Bescheid vom 09.12.1996 lehnte die LAK die
VerlÃ¤ngerung der Betriebshilfe und die ErhÃ¶hung der tÃ¤glichen Stundenzahl ab.
Aufgrund der betrieblichen VerhÃ¤ltnisse sei die bewilligte Stundenzahl
ausreichend. Der Betrieb unterscheide sich im Hinblick auf GrÃ¶Ã�e, Struktur,
Viehbestand und BewirtschaftungsverhÃ¤ltnisse nicht wesentlich von der Vielzahl
vergleichbarer FÃ¤lle.

Am 13.11.1996 wurde bei der KlÃ¤gerin eine Arthroskopie des linken Kniegelenks
vorgenommen, weswegen sie bis 20.12.1996 in stationÃ¤rer Behandlung war. Bis
zum 20.12.1996 Ã¼bernahm die AOK eine Haushaltshilfe. Am 29.11.1996
beantragte die KlÃ¤gerin ein weiteres Mal auf dem amtlichen Vordruck eine
"Betriebs- oder Haushaltshilfe". Die Ersatzkraft werde fÃ¼r 8 1/2 Stunden tÃ¤glich
benÃ¶tigt. Dem beigelegt war ein Ã¤rztliches Attest Ã¼ber
Abnutzungserscheinungen und SchÃ¤den an den Kniegelenken. Die KlÃ¤gerin
benÃ¶tige eine "Haushaltshilfe" von 8 1/2 Stunden tÃ¤glich ab 21.11.1996. Im
"landwirtschaftlichen Betrieb" sei sie auf volle GehfÃ¤higkeit angewiesen, was
vermutlich bis zum 08.01.1997 nicht mÃ¶glich sei.

Mit Bescheid vom 15.01.1997 erklÃ¤rte sich die LAK wiederum zur Finanzierung
einer Ersatzkraft "fÃ¼r Betriebshilfe" fÃ¼r vier Stunden tÃ¤glich bereit, wobei der
Samstag entfallen mÃ¼sse, da dem mittlerweile erwachsenen Sohn eine Mitarbeit
zuzumuten sei. Am 23.01.1997 beantragte die KlÃ¤gerin eine VerlÃ¤ngerung fÃ¼r
weitere vier Wochen. Sie mÃ¼sse nach der Arthroskopie noch weiter auf zwei
KrÃ¼cken gehen bzw. sei wegen erst allmÃ¤hlich wiederkehrender Belastbarkeit
insgesamt 8 Wochen nicht arbeitsfÃ¤hig gewesen.

Gegen den ablehnenden Bescheid vom 19.02.1997 erhob die KlÃ¤gerin
Widerspruch mit Schreiben vom 17.07.1997, wobei sie neben ihrem Arbeitsaufwand
im landwirtschaftlichen Betrieb insbesondere auch auf die nunmehr betriebene
Direktvermarktung hinwies.

Der Widerspruch der KlÃ¤gerin wurde mit Widerspruchsbescheid vom 06.05.1997
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wiederum mit Hinweis auf die VerhÃ¤ltnisse des Betriebes der KlÃ¤gerin
zurÃ¼ckgewiesen, wofÃ¼r die bewilligte Betriebshilfe angemessen gewesen sei.

Die Angaben der Zeuginnen G. und E. vermÃ¶gen den Schluss, den bereits das SG
im Ausgangsverfahren S 13 AL 575/97 aus den Bescheiden der LAK gezogen hat,
dass nÃ¤mlich die landwirtschaftliche Mithilfe der KlÃ¤gerin â�� unbeschadet der
Direktvermarktung â�� sich ihrem Umfang nach aus den Bescheiden der LAK
ergebe, nicht wesentlich zu erschÃ¼ttern. Â§ 36 des Gesetzes Ã¼ber die
Alterssicherung der Landwirte unterscheidet ausdrÃ¼cklich zwischen "Betriebs-
oder Haushaltshilfe". Die Angaben der Zeuginnen sagen ihrerseits nur etwas
darÃ¼ber aus, in welchem Umfang bzw. in welcher Weise die Zeuginnen fÃ¼r die
KlÃ¤gerin tÃ¤tig waren, als diese auf Kur war, oder aber unmittelbar nach den
operativen Eingriffen am rechten und linken Knie auch fÃ¼r den Haushalt kaum
einsatzfÃ¤hig war. Es findet sich hierzu in den Akten der Staatsanwaltschaft ein
"Tagesbericht als Haushaltshilfe" der Zeugin E. vom 05.03. 1996, dessen Adressat
allerdings nicht angegeben ist. Immerhin gibt sie die von ihr verrichtete Stallarbeit
darin mit einer halben bis dreiviertel Stunde an. Im Ã�brigen betont sie, dass sie der
hilflosen KlÃ¤gerin praktisch sÃ¤mtliche Arbeiten abnehmen musste und diese auch
noch zum Arzt fahren musste. Sie sei die meiste Zeit zur Betreuung der KlÃ¤gerin
da gewesen.

Dies entspricht in etwa den Angaben der Zeugin G. fÃ¼r die Zeit, als die KlÃ¤gerin
im FrÃ¼hjahr 1992 auf Kur war, in der polizeilichen Vernehmung vom 02.08.1999.
Auch sie gibt die Stallarbeit mit etwa 45 Minuten an, landwirtschaftliche Arbeiten
insgesamt mit 5 Stunden in der Woche. Im Ã�brigen habe sie die KlÃ¤gerin
vollstÃ¤ndig bei der Hausarbeit vertreten, insbesondere die (damals noch
wesentlich jÃ¼ngeren) Kinder betreut.

Dies ist dahingehend aufzufassen, dass die Zeuginnen, nachdem die KlÃ¤gerin
entweder abwesend oder noch unmittelbar nach operativen Eingriffen
vergleichsweise hilflos war, in erster Linie die der KlÃ¤gerin obliegende Hausarbeit,
insbesondere die Betreuung der Kinder oder gar der KlÃ¤gerin selbst Ã¼bernehmen
mussten. Ihre landwirtschaftliche TÃ¤tigkeit mussten sie auf das Nodwendigste
beschrÃ¤nken. Dies konnte fÃ¼r einen vorÃ¼bergehenden Zeitraum hingenommen
oder durch Mehrarbeit des Ehemanns oder Hilfeleistungen der Kinder oder sonstiger
Verwandter und Bekannter Ã¼berbrÃ¼ckt werden.

Die Angaben der Zeuginnen besagen aber Ã¼berhaupt nichts darÃ¼ber, in
welchem Umfang die KlÃ¤gerin Ã¼blicherweise, d.h., wenn sie nicht
arbeitsunfÃ¤hig war bzw. ist, landwirtschaftliche Mitarbeit im Betrieb des Ehemanns
leistete bzw. leistet. Insofern geben die Bescheide der LAK, die sich an den
objektiven VerhÃ¤ltnissen des Betriebes einschlieÃ�lich der Familienstruktur
orientieren, mit Sicherheit eine objektivere Beurteilungsgrundlage. Man muss
jedenfalls annehmen, dass von den 4 Stunden tÃ¤glich, die die LAK im FrÃ¼hjahr
und Herbst 1996 bewilligt hat, die Ã¼berwiegende Zahl von Stunden tatsÃ¤chlich
die Stundenzahl ist, die die KlÃ¤gerin, wenn nicht arbeitsunfÃ¤hig, in der
Landwirtschaft mitgeholfen hat bzw. mithilft. Dies entspricht auch den eigenen
Angaben der KlÃ¤gerin im Reha-Verfahren von 1995, wo sie angegeben hatte, in
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Haushalt und Landwirtschaft tÃ¤glich zwÃ¶lf bis dreizehn Stunden beschÃ¤ftigt zu
sein.

Dem Senat erscheint unter WÃ¼rdigung aller Unterlagen kein anderer Schluss
mÃ¶glich, als dass die KlÃ¤gerin jedenfalls ab 24.01. 1997 in landwirtschaftlicher
Mithilfe und Direktvermarktung durchschnittlich mindestens 18 Stunden
wÃ¶chentlich bzw. deutlich darÃ¼ber tÃ¤tig war und somit die
Kurzzeitigkeitsgrenze des Â§ 102 AFG Ã¼berschritten hat.

Vertrauensschutz in die Bestandskraft der Bewilligungsbescheide vom 20.06.1996
und vom 25.06.1997 kann die KlÃ¤gerin schon nach Â§ 48 Abs.1 Satz 2 Nr.2 SGB X
bzw. Â§ 45 Abs.2 Satz 3 Nr.2 SGB X nicht beanspruchen, da sie ihre TÃ¤tigkeit bzw.
den Umfang ihrer TÃ¤tigkeit zumindest grob fahrlÃ¤ssig nicht mitgeteilt hat.

Der Uneinsichtigkeit der KlÃ¤gerin ist nach Auffassung des Senats durch
Mutwillenskosten von 400,- DM â�� statt 800,- DM â�� ausreichend Rechnung
getragen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Ein Anlass, die Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nr.1 oder Nr.2 SGG zuzulassen, bestand
nicht. Die Rechtssache hat keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung und das Urteil weicht
nicht ab von einer Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts
und beruht auf dieser Abweichung.

Erstellt am: 08.12.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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